
Eine russische Räuberpistole zumAmtsantritt
Wurde mit Kauf der Wohnungsgesellschaft GBW auch russisches Schwarzgeld gewaschen?

Von Ralf Müller

T 7 urz vor seinem Amtsantritt,
1{ der nun doch noch im Laufe

I \ des I\Iärz über die Búhne
gehen soll, sieht sich der designierte
bayerische Ministerprâsident Ma¡-
kus Söder (CSU) skurrilen Vorwü¡-
fen ausgesetzt. Sie gipfeln in dem
Verdacht, mit dem Verkauf der
Wohnungsgesellschaft GBIV mit
32000 Wohnungen im Jahre 201,1
kö¡rnte auch russisches Schrvarz-
geld gewaschen worden sei¡. Die
Dementis sind heftig.

Der Fbeistaat Bayern und dessen
Finanzminister Söder hatten den
viel kritisierten Deal damals nicht
selbst abgewickelt, sondem die ver-
staatlichte Bayerische Landesbank
(BayernlB), die 92 P¡ozent an der
GBW hielt. Nach Lesa¡t des Fi¡anz-
ministeriums musste die Bank die
GBW nach Vorgaben der Europäi-
schen Union,,diskriminierungsfrei"
verkaulen. Den Zuschlag erhielt fü¡
2,5 Milliarden Euro schließlich ein
Konsortium mit 27 Beteiligten, das
von der Patrizia AG geführt wurde.

,,Bei den Investoren", hatte die
Patrizia AG mitgeteilt, ,,handelt es
sích ausschließIich um beruÍsstän-
dische Versorguagswerke, Pensi-
onskassen, Versicherungen und
Sparkassen aus der sogenannten
DACH-Region (Deutschland, Öster-
reich, Schweiz)". Allerdings gibt es
danmter auch Beteiligungsgesell-
schaften in Luxemburg, deren Ei-
gentümer öffenUich überhaupt
nicht beka¡nt sind. Beatrix Zurek,
Vorsitzencle des Landesverbands
Bayern im Deutschen Mieterbund,
spricht von einem,,unüberschauba-
ren Firmengeflecht".

Nach den Recherchen des H¿¿-
delsblatts u¡d des A-RD-Magazins
,,Monitor" sollen eiaige díeser Be-
teiligten nicht so seriös sein, rvie Pa-
trizia dies glauben machen wíll. Die
beiden Medien zitieren Berichte des
Buncleskriminalamts, wonach ei¡e
Fi¡ma, die Kooperationspartner der

Patrizia war, speziell ,,für russische
Investoren" gehandelt haben soll.
,,Aufgrund der Flintergründe zu
dieser Firma und den dort handeln-
den Personen ist ei-ne Ûberprüfung
des Sachverhaltes dringend not-
wendig", wird aus dem Schlussbe-
richt der Ermittler zitiert. Der Ver-
dacht bestehe, dass womöglich auch
mit dem GBW-Kauf illegales Geld
aus russischen Quellen gewaschen
werden sollte.

Die Pat¡izia reagierte empôrt.
Man sei nicht bereit, als ZieI ei¡es
,,landespolitisch motivierten An-
griffs" zu dienen, hieß es in einer
Stellungnahme. Gegen die Behaup-
tungen werde man mit allen Mitteln
vorgehen. ,,Das Verfahren zum Ver-
kauf der GBW AG und der Zuschlag
erfolgten nach Recht und Gesetz.
Das Fi¡anzministerium hatte beim
Verkauf der BeteiÌigung keine
Kenntnis über die in der Berichter-
stattung genannten Verdachtsmo-
mente", teilte eine Sprecherin von
Söders Finanzministerium mit, das
für die BayernlB zuständig ist. Die

Staatsanwaltschaft MüLnchen bestä-
tigte immerhin, dass ihr der Vor-
gang nicht genz unbekan¡t ist. Es
habe ein,,Vorprüfungsverfahren"
gegeben, das jedoch im August 2013
eiagestellt worden sei, teilte die A¡-
klagebehörde auf Aafrage mit. Das
heißt: Ei¡ ErmitUu¡gsverfahren
wegen des Verdachts der Geldwä-
sche wurde nieht eingeleítet. Und:
Ein ,,förnrlicher Bericht" an das
Justizrni¡risterium sei,,nicht veran-
lasst" gewesen ,,und daher auch
nicht erfolgt". Nach den Infor¡na-
tionen von Hsndelsblott r¡nd ,,Mo-
nitor" hatte eine Ermittlergruppe
aus Landeskriminalamt und Zolì
vorliegende Geldwäsche-Ver-
dachtsanzeigen zum Anlass genom-
men, der Staatsanwaltschaft Mün-
chen im Juni 2013 die Einleitung ei-
nes Verf ahrens nahezulegen.

Im Söder-Ministerium habe man
die Investoren nicht gekannt und
musste sie auch nicht kennen, sagte
die Sprecherin. Ein Tlustee (Uber-
wachungstreuhänder) der EU habe
den Milliardendeal überprùft. Àuch

der Haushaltsausschuss des Land-
tags habe sich meh¡fach mit der
Ttansaktion beschäf tigt.

FüLr die Opposition im bayeri-
schen Landtag si¡d die Vorwü'rfe
gleichwohl ein gefundenes FYessen
zrt Begim des Landtagswahl-
kampfs. Sie kritisierte von Anïang
an, dass 32000 gt-instige Wohnungen
privatisiert worden seien, obwohl
sie auch an ein Konsortium der
GBW-Liegenschaftskommunen, vo-
ra¡ Mi.iL¡rchen und Nürnberg, hätten
veräußert werden können.

Der Rechtspolitiker der trbeien
Wähler, Florian Streibl, dachte be-
reits laut über einen Untersu-
chungsausschuss im Landtagswahl-
jahr nach. Unterstützt wurde dieser'
A¡satz jetzt auch vom La¡desver-
band Bayern im Deutschen Mieter-
bu¡d, der von Anfang an trYont ge-
gen den GBW-Verkauf gemacht hat-
te. ,,Wi¡ fordern die Verantrvortll-
chen auf, die Sache iückenlos auJ-
zukìären, mit einem Untersu-
chungsausschuss", erkÌãrt dazu clie
Landesvorsitzende Zu¡ek.

Dem Mieterbund war der Verkauf von 32000 Wohnungen an ein privates Konsortium von Anfang an ein Dorn im Auge,
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